




ie International Labour Organisation (ILO) mit
Sitz in Genf bemüht sich seit ihrer Gründung im
Jahre 1919 um weltweite Mindestbedingungen
im Arbeitsrecht. Vor allem drei Überlegungen standen
Pate bei der Gründung der ILO: Erstens wurde die Re-
gulierung des Arbeitsmarkts als gesamtgesellschaftliche
Notwendigkeit im Interesse der Gesundheit der arbei-
tenden Bevölkerung begriffen. Zweitens hatte der
Schrecken der russischen Oktoberrevolution bei den
Regierungen die Einsicht befördert, dass schlechte Ar-
beitsbedingungen zu nicht mehr kontrollierbaren Erup-
Gefangen 
im globalem Wettbewerb




und multinationale Konzerne von Manfred Weiss 
Die weltweite Vernetzung von Märkten, Ka-
pital und Produktion lässt Entwicklungs-
und Schwellenländer der Versuchung des
»social dumping« erliegen: Das ohnehin
niedrige arbeitsrechtliche Niveau senken
sie noch weiter ab, um im globalen Wettbe-
werb mithalten zu können. Davon betroffen
sind Länder in Afrika, Asien und Lateiname-
rika ebenso wie in Mittel- und Osteuropa.
Doch bedroht sind auch die sozialen Errun-
genschaften in fortgeschrittenen Industrie-
ländern, da die Produktion immer häufiger
in Länder mit geringeren Arbeitskosten ver-
lagert wird. Eine Abwärtsspirale ist in Gang
gesetzt, der viel beschworene »race to the
bottom« erscheint unaufhaltsam. Deshalb
soll hier der Frage nachgegangen werden,
welche Konzepte der Gegensteuerung sich
auf globaler Ebene ausmachen lassen, wie
deren Effektivität einzuschätzen ist und
welche Zukunftsperspektiven sich aus den
bisherigen Erfahrungen gewinnen lassen.
Schwere Lasten müssen diese kleinen Hutu-Kinder auf ihren
Köpfen tragen: Das Trinkwasser transportieren sie aus einem
1,5 Kilometer entfernten Brunnen in ihr Flüchtlingslager.
Weltweit müssen nach Angaben der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (ILO) rund 211 Millionen Kinder arbeiten.16
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tionen der Arbeitermassen führen könnten. Und drit-
tens kam die Furcht vor »social dumping« hinzu: Kein
Land sollte sich dadurch einen Wettbewerbsvorteil ver-
schaffen können, indem es die Arbeitsbedingungen ab-
senke und somit die Arbeitskosten reduziere.
ILO-Konventionen: Verbindlich, 
aber oft nicht durchsetzbar
Im Vergleich zu allen anderen internationalen Organisa-
tionen hat die ILO eine einzigartige organisatorische
Struktur. In ihr sind die Mitgliedstaaten nicht nur mit
den jeweiligen Regierungen, sondern auch mit Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden vertreten. Das er-
höht die Chance, dass bei der Implementierung alle drei
Akteure zusammenwirken und für eine effiziente Um-
setzung sorgen. Blickt man nun auf die Normsetzungs-
tätigkeit der ILO, so sind zwei Instrumente zu unter-
scheiden: verbindliche Konventionen und rechtlich un-
verbindliche Empfehlungen. Letztere sind vor allem als
Appell an die Mitgliedsländer zu verstehen und werden
weitaus häuﬁger als Begleitprodukte für Konventionen
ausgearbeitet, um den Mitgliedstaaten darin praktische
Hinweise für die Umsetzung zu geben. Bis heute hat die
ILO insgesamt 185 Konventionen und 194 Empfehlun-
gen verabschiedet, die fast das gesamte Spektrum der
Arbeitsbedingungen abdecken.
Konventionen werden wie multilaterale völkerrecht-
liche Verträge behandelt, obwohl sie ihnen durch die
Beteiligung der Arbeitgeber- und Gewerkschaftsvertre-
ter nicht voll entsprechen. Um in den Mitgliedstaaten
verbindlich zu werden, bedürfen sie der Ratiﬁkation, zu
der es oft nicht kommt. Dabei bedeutet Ratiﬁzierung
noch lange nicht die praktische Umsetzung. Insbeson-
dere in den Entwicklungsländern fehlt es an den ein-
fachsten verwaltungstechnischen Voraussetzungen. Au-
ßerdem sind die Regierungen nur bedingt an prakti-
scher Implementierung interessiert, da sie ihren Stand-
Unterricht im Flüchtlingslager Ntamba im Nordosten Burundis: Oft haben Kinder in
Entwicklungsländern keine Chance, die Schule regelmäßig zu besuchen, weil sie für
den Lebensunterhalt der Familien mit aufkommen müssen. 30 jugendliche Delegier-
te aus Asien, Afrika und Lateinamerika, die im Frühjahr an der internationalen Ta-
gung in Berlin der »Weltbewegung arbeitender Kinder« teilnahmen, sprachen sich
gegen ein generelles Verbot von Kinderarbeit und für mehr Bildungsprogramme in ih-
ren Ländern aus. Das entspricht auch der Strategie der International Labour Organi-
sation (ILO): von der Sanktion zur Kooperation.
Auf den Feldern der »AmCan Minerlas Ltd.« im Osten von Sier-
ra Leone schürfen Kinder nach Diamanten. Von den 211 Mil-
lionen Kindern, die arbeiten müssen, schuften rund 186 Mil-
lionen unter Bedingungen, die ihrer Entwicklung schaden. Sie
arbeiten in Bergwerken, knüpfen Teppiche oder verdingen sich
als Hausangestellte oder Schuhputzer.17
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ortvorteil nicht gefährden wollen. Auch die Überwa-
chungsverfahren der ILO sind nicht sonderlich effizient:
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände können zwar
an den von den Regierungen zu erstattenden Berichten
mitwirken. Aber Gewerkschaften vor Ort betätigen sich
nicht gerne als Nestbeschmutzer und sind deshalb oft
geneigt, im Interesse einer für das jeweilige Land günsti-
gen Standortideologie Missstände hinzunehmen. Selbst
wenn Missstände unmittelbar an die ILO heran getra-
gen werden, enden die Verfahren schlimmstenfalls mit
der Feststellung eines Verstoßes. Bleibt die illusionäre
Hoffnung auf die so genannte »mobilization of shame«,
wonach der Gescholtene Imageverlust oder gar die Äch-
tung durch andere Staaten riskiert. 
Von den 185 Konventionen und 194 Empfehlungen
haben nicht alle das gleiche Gewicht. Es gibt sieben
Konventionen, die die unverzichtbare Mindestausstat-
tung an Arbeitnehmergrundrechten enthalten: die Kon-
vention Nr.29 über Zwangs- und Pﬂichtarbeit vom 28.
Juni 1930, die Konvention Nr.87 über die Vereinigungs-
freiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts vom 9.
Juli 1948, die Konvention Nr.98 über die Anwendung
der Grundsätze des Vereinigungsrechts vom 1.Juli 1949,
die Konvention Nr.100 über die Gleichheit des Entgelts
männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwer-
tige Arbeit vom 29. Juni 1951, die Konvention Nr.105
über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. Juni
1957, die Konvention Nr.111 über die Diskriminierung
in Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 sowie
die Konvention Nr.138 über das Mindestalter für die
Zulassung zur Beschäftigung vom 6. Juni 1973. Sechs
dieser sieben Konventionen sind erst nach dem Zweiten
Weltkrieg verabschiedet worden, fünf zwischen 1948
und 1958, ein Jahrzehnt der Aufbruchstimmung, um
Menschenrechte für Arbeitnehmer zu etablieren. Die
Ernüchterung folgte jedoch schnell: Viele Länder ratiﬁ-
zierten nicht mal diesen grundrechtlichen Kernbestand,
von Implementierung ganz zu schweigen.
Paradigmenwechsel: Von bloßer
Normsetzung zu Hilfsprogrammen
Diese unbefriedigende Situation hat zu einem Neuan-
satz geführt, der im Jahre 1998 mit einer aufsehenerre-
genden Erklärung der Internationalen Arbeitskonferenz
der ILO zu den Grundrechten der Arbeitnehmer be-
gann. Danach sind alle 177 Mitgliedsländer ungeachtet
der Tatsache, ob sie die sieben Konventionen ratiﬁziert
haben oder nicht, allein aufgrund ihrer Mitgliedschaft in
der ILO verpﬂichtet, die in diesen Konventionen ange-
sprochenen Kerngrundrechte zu respektieren, zu beför-
dern und durchzusetzen. Dabei handelt es sich um die
Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des
Rechts zu Kollektivverhandlungen, die Abschaffung
aller Formen von Zwangs- und Pﬂichtarbeit, die effekti-
ve Abschaffung der Kinderarbeit und die Beseitigung
jedweder Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf.
Das führte zu einem Paradigmenwechsel von Sankti-
on zu Kooperation, der sich inzwischen auf die Gesamt-
strategie der ILO auswirkt: Geleitet von der Einsicht,
dass viele Länder die faktischen Voraussetzungen für
eine normgerechte Implementierung aus eigener Kraft
gar nicht schaffen können, zielen detaillierte Vorschrif-
ten über den einzuschlagenden Weg der Implementie-
rung, jetzt in eine ganz neue Richtung: Die Berichtsakti-
vität soll sich jährlich nur auf eines der vier Kerngrund-
rechte beziehen, um alle Energie auf diese eine Frage






























richte nicht auf Sanktionsvermeidung abzielen, sondern
als Basis dienen, um die Effektivität der von der ILO den
Ländern angebotene Hilfe beurteilen und Prioritäten in
Form von Aktionsplänen und Hilfsprogrammen festle-
gen zu können. Dieses Implementierungsverfahren be-
deutet gleichzeitig, dass nicht nur zwischen ILO und
Mitgliedsländern, sondern auch zwischen diesen ein
ständiger Dialog stattﬁndet. Als Akteure in den Mit-
gliedsländern sind nicht nur Regierungen, sondern auch
Sozialpartner mit im Boot. Der von der ILO zu erstellen-
de globale Bericht verbunden mit einem internationa-
len Solidaritätsprogramm hat vor allem die Funktion,
für eine ausgewogene Ressourcenverteilung an die be-
troffenen Länder zu sorgen. 
Kinderarbeit: Der stufenweise Ausstieg 
Der Sinn des Paradigmenwechsels lässt sich am Beispiel
der Kinderarbeit demonstrieren: Müsste aufgrund der
ILO-Erklärung mit einem Schlage die Kinderarbeit ab-
geschafft werden, würde das für viele Länder Afrikas,
Südamerikas und Südostasiens eine Katastrophe bedeu-
ten. Sicherungssysteme für diejenigen, die von Kinder-
arbeit abhängen, fehlen ebenso wie Bildungseinrichtun-
gen für die dann arbeitslosen Kinder und Institutionen,
die solche Kinder etwa vor dem Abgleiten in die Prosti-
tution oder die Drogenszene schützen. 
Das Langzeitprogramm gegen Kinderarbeit muss von
einem Kurzzeitprogramm ﬂankiert werden: So müssen
zunächst die besonders schlimme Formen der Kinderar-
beit wie Kinderhandel, Zwangsarbeit und Kinderprosti-
tution ausgemerzt werden, wie es die Konvention
Nr.182 der ILO aus dem Jahr 1999 festlegte. Die gleich-
zeitig verabschiedete Empfehlung Nr. 190 beschreibt im
Einzelnen die Maßnahmen zur Abschaffung dieser un-
erträglichen Kinderausbeutung. Keine andere Konven-
tion ist so schnell und von so vielen Mitgliedsländern
ratiﬁziert worden wie diese. Noch nie war das Bewusst-
sein um den Kampf gegen Kinderarbeit so groß, nie
zuvor wurde mehr unternommen als in den vergange-
nen fünf Jahren, um die Infrastuktur zur Beseitigung
der Kinderarbeit zu verbessern; was nicht darüber hin-
weg täuschen darf, dass dieses Problem weiter besteht.
Auch andere Kerngrundrechte bedürfen vermehrter
Anstrengungen: Die Rechte der Gewerkschaften wer-
den in vielen Ländern nicht respektiert. Auch das Ver-
bot der Diskriminierung, vor allem wegen des Ge-
schlechts, konnte nicht weltweit durchgesetzt werden.
Eklatante Ungleichbehandlung von Frauen wird in eini-
gen Ländern weiterhin damit gerechtfertigt, dass man
sich von westlichen Werten nicht eigene kulturelle Tra-
ditionen zerstören lassen wolle. Und schließlich werden
auch in westlichen Industrieländern Vorbehalte gegen
die Durchsetzung von Kerngrundrechten artikuliert:
Deren Beachtung sei mit ökonomischer Prosperität
nicht vereinbar. So schreibt etwa die Financial Times am
9. Februar 2000: »People in developing countries need
jobs and income, not human rights.« Um sich mit die-
sen Vorurteilen auseinanderzusetzen, hat die ILO eine
große Kampagne gestartet: Sie klärt darüber auf, welche
positiven ökonomischen Langzeitwirkungen sich ein-
stellen, wenn arbeitsrechtliche Mindeststandards beach-
tet werden. Diese Kampagne zeigt erste Erfolge. So kon-
terkarieren inzwischen andere globale Institutionen wie
Weltbank, Internationale Währungsfonds und Welthan-
delsorganisation die Bemühungen der ILO nicht mehr
offen. Es gibt sogar eine Kommission von Vertretern
dieser Institutionen, die sich um konzertiertes Vorgehen
bemüht. 
Trotzdem: Es wäre eine Illusion, allein von der ILO
zu erwarten, dass sie die Arbeitswelt global in Ordnung
bringt. Flankierende Strategien anderer Akteure sind
notwendig. So wird seit längerem über die Etablierung
























ten. Dabei geht es darum, Handelsbeziehungen von der
Einhaltung arbeitsrechtlicher Mindestbedingungen ab-
hängig zu machen. Allerdings forcieren die westlichen
Industrieländer dieses Anliegen so einseitig, dass Ent-
wicklungsländer die Einhaltung der Mindeststandards
als bloßen Vorwand begreifen, die für die ärmeren Län-
der dringend notwendige Marktöffnung zu verhindern.
Erst wenn die Industriestaaten den Entwicklungslän-
dern Schulden erlassen und Anreizsysteme mit arbeits-
rechtlichen Mindestbedingungen gekoppelt werden,
könnte dies Verbesserungen schaffen. Angesichts der
festgefahrenen Fronten ist nicht zu erwarten, dass in
absehbarer Zeit ein tragfähiger Konsens über Sozial-
klauseln erzielt wird. 
Codes of Conduct: 
Mehr als nur Imagepﬂege der Multis?
Vielversprechender ist eine andere Strategie: Codes of
Conduct der multinationalen Unternehmen. Die mäch-
tigen Akteure im Bereich der Arbeitswelt sind nicht die
Nationalstaaten, sondern die multinationalen Unter-
nehmen, die ihre Konditionen für die jeweiligen Länder
diktieren können. Deshalb haben schon in den 1970er
Jahren die ILO und die Organization for Economic Co-
operation and Development (OECD) Richtlinien für mul-
tinationale Unternehmen entwickelt, in denen die Ein-
haltung der von der ILO entwickelten Standards ange-
mahnt wird. In den 1980er Jahren wollten die Verein-
ten Nationen diese Rechte weiter entwickeln, sind aber
über den Entwurf eines Verhaltenskodex für multina-
tionale Unternehmen nicht hinausgekommen. Erst Koﬁ
Annan gelang es zur Jahrtausendwende, dass die UNO
das Programm »Global Compact« auﬂegte. Der sehr
vage gehaltene von Code of Conduct nimmt unter an-
derem Bezug auf die bereits erläuterten Kerngrundrech-
te der ILO-Erklärung und fordert die multinationalen
Unternehmen auf, sich durch Unterzeichnung zur Ein-
haltung dieses rechtlich unverbindlichen Kodex zu ver-
pﬂichten. Diesen Schritt haben inzwischen viele der
Global player – nicht zuletzt aus Imagegründen – getan. 
Die von den drei Organisationen aufgestellten Codes
of Conduct sind bloße Empfehlungen ohne Sanktions-
drohung. Doch ihre Symbolkraft sollte nicht unter-
schätzt werden. Haben sie doch das Bewusstsein für
weltweiten Arbeitnehmerschutz geschärft und so zu
den von den multinationalen Unternehmen selbst ent-
wickelten Codes of Conduct geführt. Diese Codes, deren
Zahl inzwischen unübersehbar geworden ist, sind im
wesentlichen in den 1990er Jahren entstanden. Auslö-
ser waren verbraucherschützende Non Government Or-
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Kassensturz: Piroggen, die seine Mutter gebacken hat, ver-
kauft dieser Junge in einem Café in Tschita, einem Ort in Sibi-
rien in der Nähe der russisch-chinesischen Grenze. So muss
jeder zum Familieneinkommen beitragen.20
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ländern der Global player darauf aufmerksam gemacht,
dass multinationale Konzerne massiv gegen die Richtli-
nien der ILO und der OECD verstoßen, sondern es ist
ihnen auch gelungen, Verbraucherboykotts und ähnli-
che Aktionen zu organisieren, die sich als hoch effizient
erwiesen. Dies veranlasste die Unternehmen, aktiv zu
werden: Sie propagierten werbeträchtig selbst entwickel-
te und weit über die Vorgaben der ILO und der OECD
hinausgehende Codes of Conduct. Diese Welle der
Selbstverpﬂichtung begann in der Textil- und der Sport-
artikelindustrie und deckt mittlerweile alle Wirtschafts-
bereiche ab. In manchen Branchen haben inzwischen
internationale Organisationen der Arbeitgeberverbände
solche Codes sogar für die gesamte Branche entwickelt.
Die Unterschiede zwischen einzelnen Branchen sind
gravierend: So liegt etwa in der Textil- und Beklei-
dungsindustrie der Schwerpunkt eindeutig auf dem
Verbot der Zwangs- und Kinderarbeit, während etwa in
der Chemieindustrie oder bei Transportunternehmen
die Arbeitssicherheit im Vordergrund steht. Die Codes
unterscheiden sich jedoch nicht nur in ihrem Inhalt,
sondern vor allem in der Art ihres Zustandekommens.
Manche – leider nur der kleinere Teil – der Codes han-
delten die Multis mit Arbeitnehmern, Gewerkschaften
oder NGOs aus. Die meisten dieser Codes enthalten Dis-
kriminierungsverbote, Klauseln über die Koalitionsfrei-
heit und die Tarifautonomie, über das Verbot der Kin-
der- und Zwangsarbeit sowie über die Gewährleistung
einer der Arbeitssicherheit dienlichen Arbeitsumwelt. In
den meisten Codes wird auf die von der ILO entwickel-
ten Standards ebenso Bezug genommen wie auf das
Recht des jeweiligen Gastlandes, das – wie bereits ange-
deutet – mit der Realität der Entwicklungsländer an-
sonsten wenig zu tun hat.
Zunehmend werden auch Subunternehmer und
manchmal sogar sonstige Geschäftspartner einbezogen.
Moderne Textilfabrik, ein US-amerika-
nisch-usbekisches Joint Venture, unweit
der Stadt Samarkand in Usbekistan ge-
legen. Es wird ausschließlich heimische
Baumwolle verarbeitet. Ein Teil der Pro-
duktion wird ins westliche Ausland ex-
portiert. Die Gewinne von weltweit agie-
renden Supermarktketten und Beklei-
dungsﬁrmen werden nach einer neuen
Studie von Oxfam auf Kosten der Arbei-
terinnen in den Produktionsländern ge-
macht. Große Unternehmen beachten
bei ihren Zulieferbetrieben nicht die in-
ternationalen Arbeitsstandards, so ein
Sprecher von Oxfam Deutschland bei der
Vorstellung der Studie im Frühjahr.
Auf einer Müllhal-















existieren. Dabei sehen die Codes im Regelfall vor, dass bei Verstö-
ßen diese entweder beseitigt oder die Geschäftsbezie-
hungen abgebrochen werden müssen. Letzteres ist eine
höchst ambivalente Sanktion, bedeutet sie doch unter
Umständen für die Arbeitnehmer des Subunternehmers
oder Geschäftspartners den Verlust des Arbeitsplatzes. 
Alle diese Codes bewegen sich im juristischen Nie-
mandsland: Sie sind nicht einklagbar, sondern verpﬂich-
ten die Unternehmen nur moralisch. Leider kommt es
häuﬁg vor, dass weder die Arbeitnehmer noch die für
die Implementierung der Regeln zuständigen Vorgesetz-
ten über die Codes informiert sind. Um von vornherein
nicht den Verdacht aufkommen zu lassen, an der Funk-
tionslosigkeit der Codes of Conduct ein Interesse zu
haben, beschlossen einzelne multinationale Unterneh-
men, sich in regelmäßigen Abständen einem »Monito-
ring« durch externe Akteure zu unterziehen. Solche
Verfahren erweisen sich als durchaus vielversprechend.
Wie stark die Codes in der Praxis umgesetzt werden,
hängt vom Gewicht der kontrollierenden Akteure ab
und vor allem davon, wie sehr bei Verstößen die Öffent-
lichkeit mobilisiert und dadurch Druck auf das Unter-
nehmen ausgeübt werden kann. Hier haben sich bislang
die NGOs als wesentlich effizienter erwiesen als die Ge-
werkschaften. So hat es zum Beispiel die NGO »clean
clothing« geschafft, ein weltweites Netzwerk zu etablie-
ren, das es bei Verstößen in Entwicklungsländern sofort
ermöglicht, am Sitz der Zentrale des Global players da-
rauf zu reagieren. Die multinationalen Unternehmen
können diese Kräfte nicht mehr ignorieren.
Inzwischen sind eine Reihe multinationaler Unter-
nehmen dazu übergegangen, ihre Arbeitsbeziehungen
und Arbeitsstandards als Werbefaktor einzusetzen und
auch auf diesem Feld in einen Imagewettbewerb zu tre-
ten. In diesem Kontext spielt das von manchen NGOs in
manchen Branchen praktizierte »labeling« eine wichti-
ge Rolle: Produkte von Unternehmen, die sich nach An-
sicht der jeweiligen NGO an die Spielregeln halten, wer-
den mit einem Gütesiegel versehen. Die Selbstbindung
der Unternehmen – auch »soft law« genannt – bedeutet
zwar keine Garantie für weltweite Einhaltung arbeits-
rechtlicher Mindeststandards in multinationalen Unter-
nehmen, sollte aber in seiner tendenziell die Unterneh-
men unter Rechtfertigungsdruck setzenden Wirkung
nicht unterschätzt werden. 
In einem Punkt herrscht allerdings noch immer weit-
gehend Fehlanzeige. Multinationale Unternehmen
konnten bislang kaum dazu gebracht werden, sich am
Aufbau einer zukunftsträchtigen Infrastruktur in den
Entwicklungsländern zu beteiligen; sei es, dass sie sich
verpﬂichten müssen, direkt in Schulen, Universitäten
oder Wohnungen zu investieren, oder sei es, dass ihnen
die vorhandenen Möglichkeiten des Steuertransfers ab-
geschnitten werden und sie dadurch den Staatshaushalt
des jeweiligen Landes stärken. 
»Soft law« und die 
Grenzen der globalen Kontrolle
Die ILO betrachtet die inﬂationäre Entwicklung der
Codes of Conduct der multinationalen Unternehmen
zwiespältig: Wenn die Umsetzung der ILO-Normen
durch staatliche Gesetzgebung der Mitgliedsländer nicht
mehr der entscheidende Orientierungspunkt ist, son-




liche Karriere setzte er ab 1972 in
Frankfurt fort: zunächst als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter, anschließend
als Dozent im Fachbereich Rechtswis-
senschaft. 1974 folgte er einem Ruf an
die Universität Hamburg, bevor er 1977
wieder an die Johann Wolfgang Goethe-
Universität zurückkehrte. Weiss war
Gastprofessor an den rechtswissen-
schaftlichen Fachbereichen der Univer-
sitäten Leuven/Belgien(1984), Paris-
Nanterre/Frankreich (1985 und 1992),
Sorbonne Paris/Frankreich (1993,
1994 und 1996), Straßburg/Frankreich
(1987), Université Montesquieu in Bor-
deaux/Frankreich (1996 und 1999),
University of Pennsylvania in Philadel-
phia/USA (1987, 1988 und 1991), Uni-
versity of Florida in Gainesville/USA
(1989) und der New York University in
New York/USA (1997 und 2001). Zu
seinem Engagement in verschiedenen
Verbänden gehörte auch der Vorsitz der
Deutschen Sektion der International In-
dustrial Relations Association (IIRA)
von 1990 bis 1995 und die Präsident-
schaft der International Industrial Rela-
tions Association für die Amtszeit 2000
bis 2003.
Der Autor
Prof. Dr. Manfred Weiss, 64, hat seit
1977 eine Professur für Arbeitsrecht
und Bürgerliches Recht an der Univer-
sität Frankfurt inne. Seit Jahrzehnten
berät Weiss als international ausgewie-
sener Experte Regierungen (darunter
Südafrika und mehrere ehemalige Ost-
blockstaaten) sowie supernationale
und internationale Organisationen
(insbesondere die Internationale Ar-
beitsorganisation in Genf) bei allen
Fragen des nationalen und internatio-
nalen Arbeitsrechts. Er studierte von
1960 bis 1964 Rechtswissenschaft in
Berlin und Freiburg, war anschließend
ein Jahr als Forschungsstipendiat am
Center for the Study of Law and Socie-
ty an der California University in Ber-
keley/Kalifornien. Seine wissenschaft-
Kinderarbeit weltweit: Die meisten Kinder, 127,3 Millionen, müssen in Asien und im
Paziﬁkraum arbeiten, gefolgt von 48 Millionen Kindern in Afrika, südlich der Sahara.
Selbst in den Industriestaaten sind noch 2,5 Millionen der unter 15-Jährigen be-
schäftigt.
cherndes »soft law«, könnte der global agierenden ILO
die Kontrolle entgleiten. Andererseits ist dem Ziel, Ar-
beitnehmerrechte weltweit umzusetzen, vermutlich nur
mit einem Strategiebündel und im Zusammenwirken
multinationaler Unternehmen, internationaler Organi-
sationen, staatlicher Regierungen, Arbeitgeberverbän-
den, Gewerkschaften und NGOs näher zu kommen. ◆